
 
 
  
  

Ge s c h ä f t s f ü hr e n der  V or s ta n d :  D i p l .  P o l .  A nn e g re t  Fa l t e r  ( V o rs i t z ) ,  OS tA  a . D .  R o be r t  B u n ga r t  (S t e l l v . ) ,   
D r .  D e t l e v  B ö t t c he r  ( S c h a t zm e i s t e r ) ,  R A  K l a us  B e rgm a n n  
E r w e i t e r te r  V or s t a n d:  P r o f .  D r .  J oh a n ne s  L u dw ig ,  M a r t i n  P o rw o l l ,  L o t ha r  H a usm a nn ,  D i p l . - I ng .  I n go  K a r ra s  

Be i r a t :  W ol fg a n g  N es ko v i c  (V o rs i t z ) ,  Re n a ta  A v i l a ,  D r .  M a r t a  B ö n i n g ,  F r an k  W eh r h e im ,  P r o f .  D r .  N i n o n  C o l ne r i c ,  
A l i  F a h im i ,  K l a us  H e nn em a n ,  D r .  C h r i s t i a n  Hum b o rg ,  D r .  C o ns t an z e  K u rz ,  P ro f .  D r .  K a r i n  L en h a r t ,  M a rk u s  L ön in g ,  
K a th a r i n a  N oc u n ,  P ro f .  D r .  R o la n d  Ro t h ,  P e t e r  S c h a a r ,  A r n e  S em s r o t t ,  Ma t t h i a s  S p ie l k am p ,  D r .  E l k e  S t e ve n ,  
Ch r i s t i a n  T h ö n n es ,  K o ns t a n t i n  W ec k e r ,  D r .  T h e r es a  Zü g e r  
 

 
 
 
 

 
 
 

Gesetz für einen besseren Schutz  

hinweisgebender Personen sowie zur Umsetzung 

der Richtlinie zum Schutz von Personen,  

die Verstöße gegen das Unionsrecht melden 

 

Stellungnahme von  

Whistleblower-Netzwerk (WBN) und Annegret Falter 

 

zum Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 27.07.2022 

- BT-Drucksache 20/3442 - 
 



 
Whistleblower-Netzwerk e.V. 

c/o DJV (Deutscher Journalisten-Verband) 
Alte Jakobstraße 79/80 
10179 Berlin 
 
 
 
 

  

12.10.2022 

 

Stellungnahme von Whistleblower-Netzwerk e.V. und Annegret Falter 

 

zum Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 27.07.2022 für ein 

 

Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen sowie 

zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße 

gegen das Unionsrecht melden 

- BT-Drucksache 20/3442 - 

 

Seit seiner Gründung 2006 setzt sich Whistleblower-Netzwerk für die Verbesserung des 

rechtlichen Schutzes und des gesellschaftlichen Ansehens von Whistleblowern in 

Deutschland ein. Die Arbeitsfelder des überparteilichen und gemeinnützigen Vereins sind 

• Veränderung rechtlicher und politischer Strukturen 

• Beratung von Whistleblowern 

• Beratung von Unternehmen, Behörden und zivilgesellschaftlichen Organisationen 

• Öffentlichkeitsarbeit 

 

Aus diesem Aufgabenspektrum ergibt sich unser Interesse an einem möglichst effektiven 

Whistleblowerschutz. Darum verfolgen wir die Kodifizierungsversuche eines Whistleblo-

werschutzes in Deutschland seit dem ersten – gescheiterten – Gesetzentwurf im Jahr 

2008. Mit unserer langjährigen Erfahrung möchten wir einen Beitrag zum Gelingen des 

nunmehr achten Anlaufs zu einem Gesetz leisten. 

 

Ohne das Insider-Wissen von Whistleblowern wären viele Straftaten und Skandale nie-

mals aufgeklärt worden. Wer aber in Deutschland im Arbeitskontext Straftaten, Fehlver-

halten oder Gefahren für Gesundheit, Umwelt oder Demokratie meldet, ist bisher Repres-

salien weitgehend schutzlos ausgeliefert. Der vorliegende Versuch einer umfassenden 

Regelung durch ein „Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen sowie 

zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unions-

recht melden“ durch der Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 27.07.2022, der insbe-

sondere einen Entwurf für ein Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG-E) enthält, bedeutet 

daher eine Verbesserung im Vergleich zum Status Quo. Trotzdem sieht Whistleblower-

Netzwerk in einigen Bereichen erheblichen Nachbesserungsbedarf1.   

 

1 Viele Anregungen und Hinweise haben wir dem von Ninon Colneric und Simon Gerdemann verfassten Gutachten 

entnommen: Colneric/Gerdemann, Die Umsetzung der Whistleblower-Richtlinie in deutsches Recht, 2020. 
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Erweiterung des sachlichen Anwendungsbereichs 

Der sachliche Anwendungsbereich der Whistleblowing-Richtlinie (WBRL)2 ist durch die 

Kompetenzen der Europäischen Union beschränkt und erfasst lediglich die Meldung von 

Verstößen gegen bestimmte europäische Rechtsakte auf inhaltlich begrenzten Rechtsge-

bieten. Bei einer 1:1 Umsetzung hätte für einen Whistleblower im unionsrechtlichen Kon-

text ein besserer Schutz bestanden als beim Melden eines Verstoßes gegen rein natio-

nale Normen. Das hätte jedenfalls einen erheblichen Mangel an Rechtssicherheit für den 

Whistleblower zur Folge gehabt. In der rechtspolitischen Umsetzungsdebatte wurde des-

wegen von Anfang an ein umfassendes, einheitliches Schutzgesetz gefordert. Dieser 

Empfehlung ist die Bundesregierung mit seinem nunmehr vorgelegten Entwurf für ein 

Stammgesetz weitgehend gefolgt. Geschützt sind Meldungen über alle Verstöße gegen 

nationales Strafrecht (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 HinSchG-E), nationale Normen im Sachzusam-

menhang mit dem erfassten Unionsrecht sowie Bußgeld-bewehrte Verstöße, „soweit die 

verletzte Vorschrift dem Schutz von Leben, Leib oder Gesundheit oder dem Schutz der 

Rechte von Beschäftigten oder ihrer Vertretungsorgane dient“. Mit letzterer Einschrän-

kung wird vernünftigerweise Personen, die nur unerhebliches Fehlverhalten melden, der 

Whistleblower-Status und die daraus sich ergebenden Rechte verweigert.  

 

Sonstiges Fehlverhalten (erhebliche Missstände)  

Entgegen dem Versprechen der Koalitionsvereinbarung 2021 – 2025 zwischen SPD, 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN und FDP, (S. 111) vom Dezember 2021 sieht der Regie-

rungsentwurf nur vor, Meldungen von Rechtsverstößen zu schützen. Meldungen von 

"sonstigem Fehlverhalten", etwa ethisch fragwürdigen Handlungen oder erhebliche Miss-

stände unterhalb der Schwelle von eindeutigen Rechtsverstößen, sind weiterhin nicht 

schutzwürdig. Obwohl der Begriff "Missstand" in der Begründung des Entwurfstextes häu-

fig Erwähnung findet, bezieht er sich ausschließlich auf Verstöße gegen Rechtsnormen. 

Das ist irreführend. Tatsächlich fallen viele Missstände aus dem sachlichen Anwendungs-

bereich heraus – beispielsweise Vernachlässigungen in Pflege und Altenpflege. So ge-

fährdete die durch Brigitte Heinisch aufgedeckte Unterversorgung von Pflegebedürftigen 

zwar deren Gesundheit, erfüllte aber keinen Straftatbestand. Erst durch die öffentlichen 

Enthüllungen von Heinisch wurde deutlich, dass es hier an passenden und zureichenden 

staatlichen Regelungen und Kontrollen fehlte. Im Zuge der damaligen öffentlichen De-

batte wurde 2008 u.a. der sog. Pflege-TÜV eingeführt. Rechtskonform waren auch Vor-

kommnisse, wie sie unlängst Frances Haugen bei Facebook aufgedeckt hat und die welt-

weit Empörung ausgelöst haben. Ein weiteres Beispiel wäre unethisches Verhalten in 

Wissenschaft und Forschung, etwa bei der Publikationspraxis von Professoren. Das wird 

wohl auch künftig von Mitarbeitern nicht gemeldet werden, obwohl es die Karrierechancen 

von Nachwuchswissenschaftlern negativ beeinflussen kann. 

 

Auch wird verkannt, dass das Recht häufig den technischen, aber auch den sozialen und 

politischen Entwicklungen hinterherhinkt und schädliche Entwicklungen nicht rechtzeitig 

einhegen kann. Der im Regierungsentwurf vorgesehene pauschale Ausschluss 

 

2 „Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 10. 2019 zum Schutz von 

Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden“. 
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entsprechender Meldungen über (noch) legale Missstände vom Whistleblowerschutz 

würde etwa dazu führen, dass ein deutscher Edward Snowden auch hier mit harten Sank-

tionen rechnen müsste, weil seine Enthüllungen sich größtenteils nicht auf Rechtsver-

stöße (der Geheimdienste) bezögen. 

 

Im Übrigen würde mit dieser Auslassung das Whistleblowerschutzgesetz hinter das Ge-

setz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) von 2019 zurückfallen, das 

in Art.5 Nr. 2 sehr wohl die Offenlegung von „sonstigem Fehlverhalten“ zulässt, wenn dies 

im öffentlichen Interesse liegt.3 Es bliebe dann der Rechtsprechung überlassen, den sich 

hier ergebenden Wertungswiderspruch aufzulösen. Die Folgen für Whistleblower, die sich 

womöglich zu Unrecht am GeschGehG orientieren, wäre der oft Jahre andauernde Weg 

durch die Instanzen. 

 

Ausschlusstatbestände für Verschlusssachen und nationale Sicherheit 

Die Meldung von Missständen im Geheimschutzbereich ist im Regierungsentwurf weitge-

hend vom Schutzbereich des Gesetzentwurfes ausgenommen, der Bereich der nationa-

len Sicherheit sogar vollständig (§ 5 HinSchG-E). Dies stellt geradezu einen Anreiz dar, 

„illegale Geheimnisse“ durch deren Einstufung als Verschlusssachen gegen Whistleblo-

wing zu „immunisieren“. 

Staatliche Geheimhaltung ist aber nur dann akzeptabel, wenn sie legal ist und damit (je-

denfalls ex definitione) dem Gemeinwohl dient. Dabei wissen wir nicht erst seit Edward 

Snowdens Whistleblowing, sondern schon durch die Enthüllungen von Werner Pätsch, 

dem Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV), dass im Bereich der Si-

cherheitspolitik Machtmissbrauch und Grenzüberschreitungen notorisch zu befürchten 

sind.4 Vor der Aussparung dieser Bereiche ist zu warnen. Unlängst hat das Bundesver-

fassungsgericht (BVerfG) im Jahr 2020 einen Teil der Überwachungs- und Datensammel-

praktiken des Bundesnachrichtendienstes (BND) als verfassungswidrig zurückgewiesen 

und effektivere Kontrolle gefordert. Der Gesetzgeber wäre gut beraten, den Schutz von 

Whistleblowern, deren Aufdeckungen von erheblicher Bedeutung für das demokratische 

Gemeinwesen sind, in die fällige Gesetzesänderung einzubeziehen. Dabei sind an die 

Offenlegung von streng vertraulichen Dienstgeheimnissen oder Staatsgeheimnissen 

noch einmal andere Kriterien anzulegen als an leider alltägliche, schwerwiegende 

 

3„Die Erlangung, die Nutzung oder die Offenlegung eines Geschäftsgeheimnisses fällt nicht unter die Verbote des § 4, 
wenn dies zum Schutz eines berechtigten Interesses erfolgt, insbesondere  
1.zur Ausübung des Rechts der freien Meinungsäußerung und der Informationsfreiheit, einschließlich der Achtung der 
Freiheit und der Pluralität der Medien; 
2. zur Aufdeckung einer rechtswidrigen Handlung oder eines beruflichen oder sonstigen Fehlverhaltens, wenn die Er-
langung, Nutzung oder Offenlegung geeignet ist, das allgemeine öffentliche Interesse zu schützen; (…)“ 

4 „Geheimdienstskandale pflastern den Weg der Bundesrepublik. Die Hälfte der parlamentarischen Untersuchungs-

ausschüsse in Bund und Ländern haben sich mit den Geheimdiensten befasst – um im Nachhinein aufzuklären, was 
gute Kontrolle von vornherein hätte verhindern können oder müssen. Es gab eine Rekrutenvereidigung, bei der V-
Männer als Steinewerfer erkannt wurden. Es gab Mordfälle, bei denen der Inlandsgeheimdienst die Aufklärung ver-
tuschte und die Bestrafung der Täter vereitelt hat. Es gab Waffenlieferungen in Krisengebiete, die der Auslandsge-
heimdienst organisierte. Es gab das Celler Loch: Der Landesgeheimdienst sprengte nach Absprache mit dem Minis-
terpräsidenten ein Loch in die Mauer des Gefängnisses von Celle, auf dass man sich beim Wähler als effektiver Ter-
roristenverfolger empfehlen konnte. Opfer wurden Unschuldige, aber auch die Polizei, die an terroristische Aktionen 
glaubte; Parlament und die Öffentlichkeit wurden zum Narren gehalten. Es gab immer neue Skandale, aber nie eine 
grundlegende Reform, nie eine Neuordnung bei den Geheimdiensten, nie den umfassenden und erfolgreichen Ver-
such, die Kontrolle dieser Dienste effektiv zu verbessern - auch nicht nach dem NSU-Skandal.“ 
„Prantls Blick“, 24. Mai 2020, „Snowden - Ehrensenator des Bundesverfassungsgerichts“ 
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Missstände im öffentlichen Dienst, deren Offenlegung im öffentlichen Interesse das staat-

liche Interesse an ihrer Geheimhaltung erheblich überwiegt.5 

 

Die Schaffung spezieller Anlaufstellen für Whistleblower aus dem Geheimschutzbereich, 

etwa in Form eines Bundestransparenzbeauftragten, sind ein Beispiel für einen praktikab-

len Kompromiss zwischen den legitimen Geheimhaltungsinteressen des Staates und dem 

öffentlichen Interesse an der Aufdeckung von Missständen. Eine derartige Stelle würde 

die Einstufung als Verschlusssache punktuell und eigeninitiativ sowie auf Aufforderung 

eines potenziellen Whistleblowers prüfen. Illegales staatliches Handeln wäre ein starkes 

Indiz dafür, dass es sich nicht um ein schutzwürdiges Geheiminis handelt. Ungerechtfer-

tigte Einstufungen könnte der Bundestransparenzbeauftragte aufheben und so die die 

regulären Meldemöglichkeiten und -verfahren für den Whistleblower eröffnen6. 

 

Meldewege:  

Gleichrangigkeit von internem und externem Whistleblowing 

Mit der Umsetzung der EU-Whistleblowing-Richtlinie endet auch in Deutschland der von 

Arbeitgeberseite seit je mit Nachdruck verteidigte Vorrang der Organisations-internen 

Meldung vor der externen. Deutschland gehörte zu den wenigen Staaten, die diese Re-

gelung schon in Brüssel vor Verabschiedung der Richtlinie zu verhindern suchten. Die 

Abschaffung der bis dahin praktizierten drei Eskalationsstufen (interne>externe>öffentli-

che Meldung) war dem Engagement von einigen Parlamentariern und über 80 kooperie-

renden internationalen NGOs und Jurist:innen zu verdanken. Künftig steht es Whistleblo-

wern im Rahmen des Anwendungsbereichs frei, zunächst den internen Meldeweg zu 

wählen oder sich unmittelbar an eine externe „zuständige Stelle“ zu wenden. Das ist nach 

dem vorliegenden Entwurf in erster Linie das Bundesamt für Justiz, außerdem bereichs-

spezifisch die BaFin und das Bundeskartellamt. Es bleibt allein der Situationseinschät-

zung und dem Beurteilungsvermögen des Arbeitnehmers vor Ort überlassen, auf wel-

chem Wege er sich mehr Erfolg auf Abhilfe durch seine Meldung bzw. weniger Nachteile 

für sich selbst verspricht. 

Durch diese Gleichrangigkeit treten Whistleblower-freundlich ausgestaltete, interne Mel-

dekanäle in fruchtbaren Wettbewerb mit externen Meldewegen und schaffen damit einen 

Anreiz zur internen Meldung. Wie Studien belegen, wird sich die große Mehrheit der Hin-

weisgeber: innen für internes Whistleblowing entscheiden, sofern sie Vertrauen in die in-

ternen Meldekanäle, das Whistleblowing-Management und die Verantwortlichen haben. 

 

§ 28 Abs. 1 S. 3 HinSchG-E2 sieht vor, dass die externen Meldestellen nach Erhalt einer 

externen Meldung auf die Möglichkeit einer internen Meldung hinweisen sollen. Das soll 

der Förderung interner Meldungen dienen, wie sie die Richtlinie in Art. 7 Abs. 2 empfiehlt 

„Die Mitgliedstaaten setzen sich dafür ein, dass die Meldung über interne Meldekanäle 

gegenüber der Meldung über externe Meldekanäle in den Fällen bevorzugt wird, in denen 

intern wirksam gegen den Verstoß vorgegangen werden kann und der Hinweisgeber 

keine Repressalien befürchtet.“ Wir halten diese gewählte Umsetzungs-Lösung für 

 

5 Vgl. Gesetzentwurf der GRÜNEN, BT-Drucksache 19/4558, v. 26.09.2018. 
6 https://verfassungsblog.de/alles-unter-verschluss/ 
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problematisch. Nach unserer langjährigen Erfahrung würde ein solcher Hinweis einen er-

heblichen Abschreckungscharakter für potenzielle Whistleblower haben und diese in vie-

len Fällen veranlassen, ihre Meldung gänzlich zurückzuziehen. Das wäre dann zwar im 

Sinne der Wirtschaft, nicht aber im Sinne der Richtlinie. 

 

Schutz des öffentlichen Whistleblowing („Offenlegung“) 

Die Voraussetzungen für die geschützte „Offenlegung“ von Rechtsverstößen und ande-

rem Fehlverhalten gegenüber den Medien sind nicht erleichtert worden, wie von Whist-

leblower-Netzwerk, anderen NGOs und Juristen gefordert. Whistleblowing gegenüber den 

Medien ist gemäß der Richtlinie nach wie vor nur unter engen Ausnahmebedingungen als 

letzte Eskalationsstufe zulässig. 

Das bestätigt einmal mehr die Beobachtung des Frankfurter Rechtsprofessors und ehe-

maligen Bundesdatenschutzbeauftragten Spiros Simitis. Er befand anlässlich der Verlei-

hung des Whistleblower-Preises an Brigitte Heinisch im Jahr 2005:  

„Nichts kennzeichnet die Geschichte des Whistleblowing mehr als die anhaltenden Ver-

suche, die Öffentlichkeit auszusperren.“ 7 

 

Gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 2 HinSchG-E zur „Offenlegung“ darf ein Whistleblower nur unter 

folgenden Bedingungen an die Öffentlichkeit gehen:  

(1) Personen, die Informationen über Verstöße offenlegen, fallen unter die Schutzmaß-

nahmen dieses Gesetzes, wenn sie  

1. zunächst gemäß Abschnitt 2 Unterabschnitt 4 eine externe Meldung erstattet ha-

ben und   

a) hierauf innerhalb der Fristen für eine Rückmeldung nach § 28 Absatz 4 keine 

geeigneten Folgemaßnahmen nach § 29 ergriffen wurden oder   

b) sie keine Rückmeldung über das Ergreifen solcher Folgemaßnahmen erhal-

ten haben oder  

2. hinreichenden Grund zu der Annahme hatten, dass  

a) der Verstoß wegen eines Notfalls, der Gefahr irreversibler Schäden oder 

vergleichbarer Umstände eine unmittelbare oder offenkundige Gefährdung des 

öffentlichen Interesses darstellen kann,  

b) im Fall einer externen Meldung Repressalien zu befürchten sind oder   

c) Beweismittel unterdrückt oder vernichtet werden könnten, Absprachen zwi-

schen der zuständigen externen Meldestelle und dem Urheber des Verstoßes be-

stehen könnten oder aufgrund sonstiger besonderer Umstände die Aussichten 

gering sind, dass die externe Meldestelle wirksame Folgemaßnahmen nach § 29 

einleiten wird.  

(2) Das Offenlegen unrichtiger Informationen über Verstöße ist verboten.  

 

Diese Vorschrift genügt weder dem Gebot der Meinungsäußerungsfreiheit noch dem In-

formations- und Partizipationsanspruch einer demokratischen Gesellschaft. Die Norm 

 

7 Simitis, Spiros, Whistleblowing – Vom individuellen Risiko zur staatlichen und unternehmenspoltischen Instrumenta-
lisierung, in: Deiseroth, Dieter und Annegret Falter (Hrsg.),Whistleblower in Altenpflege und Infektionsforschung, 
Preisverleihung 2007, Berlin 2007. 
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muss den direkten Gang an die Öffentlichkeit zulassen, wenn eine Offenlegung geeignet 

ist, das öffentliche Interesse zu schützen. Das gilt insbesondere, wenn eine Offenlegung 

von grundlegender Bedeutung für das demokratische Gemeinwesen ist. 

Darum wird empfohlen, den Absatz 2 a) entsprechend weiter zu fassen. Die stark ein-

schränkenden konkreten Beispiele sind dahingehend zu verändern, dass die Schwelle für 

eine direkte Offenlegung deutlich niedriger ist.  

 

So würde der konstitutiven Bedeutung der Meinungsfreiheit für eine demokratische Ge-

sellschaft (BVerfG) Rechnung getragen. Diese Gewichtung der Meinungsäußerungsfrei-

heit findet sich in Deutschland bereits vor hundert Jahren in der Weimarer Reichsverfas-

sung vom 11. August 1919 in Artikel 118: 

(1) „Jeder Deutsche hat das Recht, innerhalb der Schranken der allgemeinen Gesetze 

seine Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonstiger Weise frei zu äußern. An 

diesem Rechte darf ihn kein Arbeits- oder Anstellungsverhältnis hindern, und niemand 

darf ihn benachteiligen, wenn er von diesem Rechte Gebrauch macht.“8 

 

Es geht um das Menschenrecht auf Meinungs- und Informationsfreiheit für jedermann 

auch am und vom Arbeitsplatz aus und das damit einhergehende Recht, auf den demo-

kratischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess auch mit internen Informationen 

aus dem Arbeitsumfeld Einfluss zu nehmen. Denn nur, wenn die entsprechenden Infor-

mationen vorliegen, kann Machtmissbrauch zur Sprache gebracht und die Einhaltung de-

mokratischer Regeln ein Stückweit gewährleistet und werden. Nur dann ändern sich häu-

fig durch die öffentliche Debatte und den öffentlichen Druck auch Strukturen und Normen.  

 

Der ehemalige Bundesverwaltungsrichter Dr. Dieter Deiseroth hat darum als „Vermu-

tungsregel“ aufgestellt:  

„Bei allen Äußerungen von Beschäftigten, die nicht leichtfertig und nicht wider besseres 

Wissen erfolgen sowie eine das öffentliche Interesse wesentlich berührende Frage be-

treffen, spricht eine gesetzliche Vermutung für den Vorrang der Meinungsäußerungsfrei-

heit vor anderen rechtlich geschützten Interessen.“9 

 

Diese Erwägungen und eine entsprechende Kodifizierung fehlen im vorliegenden  

Entwurf und müssen nachgeholt werden. Die ggf. einhergehende größere Rechtsunsi-

cherheit ist in Kauf zu nehmen. 

 

Die durch die aktuelle Ausgestaltung des § 32 Abs. 1 Nr. 2 HinSchG-E zur „Offenlegung“ 

sehr eingeschränkte Möglichkeit sich an Medien zu wenden und auf erhebliche Miss-

stände aufmerksam zu machen oder Anstoß zur investigativen Recherche zu geben, be-

hindert außerdem die journalistische Arbeit und erschwert es den Medien ihre Kontroll-

funktion auszuüben. Eine stärkere Berücksichtigung des öffentlichen Interesses und der 

Pressefreiheit würde außerdem die Einheitlichkeit des Rechts mit dem 2019 

 

8 S. auch Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen von 1948 und andere 
Kodifizierungen der Menschenrechte. 
9 D.Deiseroth, Neue Vorgaben für die deutschen Gerichte aus Straßburg? Der Schutz der Meinungsäußerungsfreiheit 
von Beschäftigten nach Art.10 EMRK, in: ZRFC 2/12 S.66-71, S.71 



7 

verabschiedeten Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) herstel-

len, das in Art. 5 Abs.2 deutlich mehr Beurteilungs-Spielraum für eine direkte Offenlegung 

lässt. 

 

Gutgläubigkeit 

Unsere eigenen Erfahrungen und empirische Studien zeigen, dass die meisten Whist-

leblower, entgegen manchen Vorurteilen, keine Schädigungsabsicht gegenüber ihrem Ar-

beitgeber hegen. Gleichzeitig handelt es sich überwiegend um juristische Laien, die nur 

schwerlich einschätzen können, wo die Grenzen des Erlaubten verlaufen. Der Gesetzent-

wurf trägt dem Rechnung, indem er vorsieht, dass ein Whistleblower zum Zeitpunkt der 

Meldung nur hinreichenden Grund zur Annahme eines Rechtsverstoßes haben muss 

(„guter Glaube“).  

Dieser Maßstab der Gutgläubigkeit sollte sich auch auf die Zulässigkeit der Beschaffung 

von Informationen beziehen. Da Whistleblower im Vorhinein nicht zweifelsfrei einschätzen 

können, ob die von ihnen durchgeführten Beschaffungsmaßnahmen ausschließlich rele-

vante Informationen zutage führen, muss hier konsequenterweise ein subjektiver Gutglau-

bensmaßstab gelten. Ohne einen derartigen Schutz könnte gegen den Whistleblower un-

ter dem Vorwand einer (teilweise) unzulässigen Informationsbeschaffung Repressalien 

veranlasst werden, was wiederum abschreckende Wirkung haben würde. 

 

Anonymität 

Die Erfahrung zeigt, dass viele Whistleblower gerade bei binnenorganisatorischen Mel-

destellen zunächst Vertrauen zum Ansprechpartner aufbauen wollen, bevor sie im Verlauf 

des weiteren Prozesses bereit sind, ihre Identität preiszugeben. Erreicht eine Whistleblo-

wing-Stelle eine plausible anonyme Meldung mit ggf. erheblichen Belegen für relevante 

Verstöße, sollte sie daher dazu verpflichtet sein, diese zu bearbeiten und ggf. entspre-

chende Ermittlungsschritte einzuleiten.  

Finanzstarke Großunternehmen und externe Whistleblowing-Behörden sollten Meldeka-

näle zur anonymen Kommunikation mit dem Whistleblower bereitstellen müssen. Studien 

und Erfahrungen zeigen, dass die Bereitstellung anonymer Hinweiskanäle nicht zu einer 

nennenswerten Zunahme von missbräuchlichen Meldungen führt.  

 

Verbot von Repressalien; Beweislastumkehr  

§ 36 Abs. 2 des Entwurfs legt fest, dass wenn eine hinweisgebende Person, die nach 

einer Meldung oder Offenlegung eine Benachteiligung im Zusammenhang mit ihrer beruf-

lichen Tätigkeit erleidet, vermutet wird, dass diese Benachteiligung eine Repressalie ist. 

Diese Beweislast-Regelung wird – obwohl u.a. in den USA erfolgreich praktiziert - insbe-

sondere von Arbeitgeberseite heftig kritisiert. Sie sollte dennoch beibehalten und erweitert 

werden. Das mag ein Whistleblower –„Fall“ verdeutlichen: 

 

Martin Porwoll war kaufmännischer Leiter einer Bottroper Apotheke, in der Krebsmedika-

mente nach individueller ärztlicher Verordnung hergestellt wurden. Als er aufgrund kon-

kreter Verdachtsmomente zu der Überzeugung gelangte, dass die Dosierung der Wirk-

stoffe vom Inhaber der Apotheke, Peter S., in betrügerischer Absicht skrupellos manipu-

liert wurden und so das Leben vieler Patient*innen in Gefahr war, erstattete er 
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Strafanzeige. Sein Arbeitgeber kündigte ihm fristlos, unmittelbar nachdem er in Untersu-

chungshaft über das Akteneinsichtsrecht seines Anwalts den Namen des Whistleblowers 

erfahren hatte. Er ließ monatelang Kündigungsgründe nachschieben. Einer davon, der 

nichts mit dem Whistleblowing zu tun hatte, reichte schließlich zur Abweisung von Por-

wolls Kündigungsschutzklage in der ersten Instanz. 

 

Es ist daher zu begrüßen, dass der Regierungsentwurf gegen Widerstände die Beweislast 

im Kündigungsfall umkehren und damit das herrschende Richterrecht  

auf diesem Rechtgebiet ein Stückweit zurechtrückt. Aber warum nur ein Stückweit? Wenn 

schon in einem scheinbar klaren Fall von Betrug, wenn nicht Verbrechen, wie im Fall des 

Apothekers S., ein vorgeschobener Kündigungsgrund als Rechtens erkannt wird – wie 

viel schwieriger ist es dann, sich mit einem übermächtigen Gegner (wie Vivantes) anzu-

legen, wo nicht einmal ein konkreter Rechtsverstoß in Rede steht? Der Vivantes-Konzern 

hat im Fall Heinisch nach dem erstinstanzlichen Urteil zugunsten von Frau Heinisch in der 

weiteren gerichtlichen Auseinandersetzung den ursprünglichen Kündigungsgrund ge-

wechselt. Statt wegen Offenlegung wurde fortan über ihre Erstattung einer Strafanzeige 

verhandelt und Heinisch unterlag bis hinauf zum BVerfG. 

 

Aus den geschilderten Fällen lässt sich folgerichtig die Empfehlung ableiten, dass jegliche 

Hilfsbegründungen eine Repressalie, die (auch) wegen Whistleblowing angeordnet wird, 

nicht rechtfertigen können, selbst wenn der Arbeitgeber behauptet, das Whistleblowing 

sei nur einer unter mehreren, vermeintlich wichtigeren Gründen. 

 

Informations- und Schulungspflichten  

Bei einer effektiven Verankerung in der Organisationskultur trägt Whistleblowing zu einer 

gelebten Kultur des Hinsehens bei. Zudem können potenzielle Whistleblower nur von ei-

nem besseren Rechtsschutz profitieren, wenn sie ihre Rechte und Pflichten kennen. Un-

ternehmen und externe Whistleblowing-Behörden sollten daher niederschwelliges und 

mehrsprachigen Informations- und Schulungsmaterial bereitstellen.  

Behörden, größere Unternehmen und Unternehmen aus besonders sensiblen Bereichen 

sollten neben den im Gesetzentwurf vorgesehenen Informationspflichten gesetzlich dazu 

verpflichtet werden, das Thema Whistleblowing regelmäßig in internen Kursen und Schu-

lungen zu behandeln, ggf. auch in Form von Online-Seminaren. Bei der Bewertung der 

Qualität der internen Meldesysteme, z.B. für die Bemessung von Unternehmenssanktio-

nen, sollte die Qualität der Informations- und Schulungsangebote zum Thema Whistleblo-

wing ausdrücklich berücksichtigt werden. 

 

Etablierung nationaler Whistleblowing-Behörden (§§ 19-31 HinSchG-E) 

Eine effektive Ausgestaltung der Anlauf-, -Investigativ- und Rechtsdurchsetzungsfunktion 

von Whistleblowing-Behörden ist von zentraler Bedeutung für das Gelingen eines Whist-

leblowing-Gesetzes. Die notwendige organisatorische und personelle Unabhängigkeit ist 

sicherzustellen und sollte ggf. auf Länderebene gespiegelt werden.  

Die Einrichtung nur einer für die Meldung sämtlicher unter das Gesetz fallenden Verstöße 

(außer im Finanzbereich und Kartellrecht) zuständigen Whistleblowing‐Behörde hätte zur 

Folge, dass sich deren Aufgabenbereich auf eine Vielzahl inhaltlich sehr 
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unterschiedlicher, teils sehr komplexer Regulierungsfelder erstrecken würde. Es dürfte für 

eine einzelne Behörde und deren Mitarbeiter*innen praktisch kaum möglich sein, die dafür 

notwendige Expertise und Erfahrung aufzubauen. Die zentralen Anlaufstellen für Bundes- 

und ggf. Länderebene sollten sich deswegen darauf beschränken, die Funktion eines ad-

ministrativen Brückenkopfes zwischen Whistleblower und anderen für die Ermittlungen 

zuständigen Behörden einzunehmen. 

Um den Whistleblower effektiv schützen zu können, sollten staatliche Whistleblower-Be-

hörden zusätzliche Kompetenzen und Schutzfunktionen erhalten, namentlich die Kompe-

tenz einstweiliger Diskriminierungsschutzanordnungen und Vergeltungsschutzanordnun-

gen zugunsten des Whistleblowers. Dadurch könnten sie Whistleblower bis zu einer end-

gültigen Gerichtentscheidung vor Benachteiligungen schützen und deren Kooperations-

bereitschaft während der Ermittlungen fördern. 

 

Unterstützungsfonds 

Whistleblower sind während und nach ihrer Meldung oft mit schwerwiegenden beruflichen 

und privaten Konsequenzen konfrontiert, die durch die individuelle Verfolgung von Scha-

denersatz-Ansprüchen nicht hinreichend abgemildert werden können. Weitergehende 

Unterstützungsressourcen zu Bereitstellung insbesondere rechtsberatender, psychologi-

scher und kompensatorischer Leistungen sind daher sinnvoll und erforderlich. Finanziert 

werden könnte dies aus einem neu zu schaffenden Unterstützungsfonds für Whistleblo-

wer, der sich unter anderem aus jenen Straf- und Bußgeldzahlungen speist, die auf Basis 

erfolgreicher Whistleblowing-Fälle an den Staat geleistet worden sind. Das Entschei-

dungsgremium des Unterstützungsfonds könnte sich, ähnlich wie bei den bereits in eini-

gen Bundesländern etablierten Sammelfonds, aus Mitarbeiter*innen der staatlichen und 

nicht-staatlichen Informations‐ und Beratungsstellen für Whistleblower sowie Richter:in-

nen, Staatsanwält:innen und Vertreter:innen anderer Behörden zusammensetzen. 

 

Den Unterstützungsbedarf möchte ich anhand zweier bekannter Fälle verdeutlichen. 

1. Der bereits oben vorgestellte Martin Porwoll hat das im Vergleich erstrittene Geld bis 

heute nicht erhalten. Sein ehemaliger Arbeitgeber hatte die Apotheke, die er selbst nicht 

mehr betreiben durfte, zwischenzeitlich seiner alten Mutter überschrieben. Durch weitere 

finanzielle Kunstgriffe und die Geldstrafe, zu der er im vorausgegangen Strafprozess ver-

urteilt worden war, wurde er zahlungsunfähig. Die rechtmäßigen Ansprüche des Whist-

leblowers wurden im Insolvenzverfahren hintangestellt. Martin Porwoll muss wohl oder 

übel weiter streiten und kämpfen, nur der Kriegsschauplatz hat gewechselt. Zur Ruhe sind 

er und seine sechsköpfige Familie nicht gekommen. 

 

Sie mussten jahrelang ohne jegliche immaterielle oder finanzielle Unterstützung zurecht-

kommen. Martin Porwoll schildert das so: 

„In dem Moment, in dem mir klar wurde, dass ich zum „Whistleblower“ werden würde, 

schienen mir alle Konsequenzen bewusst. Ich kann nicht behaupten, dass ich nicht ge-

ahnt hätte, was auf mich zukommt, was das alles für meine Familie bedeuten würde. Ver-

lust des Arbeitsplatzes, der Ruf ein Verräter zu sein, keinen neuen Arbeitsplatz zu finden. 

Ich wusste, dass Whistleblower in Deutschland kaum geschützt sind. Die Konsequenzen 
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waren Teil meiner bewussten Entscheidung. Wie schlimm es dann wirklich kommt, kann 

man sich kaum vorstellen.“10  

 

2. In der Begründung des HinSchG-E wird zwar auf den Fall der Brigitte Heinisch verwie-

sen. Konsequenzen in Bezug auf den Unterstützungsbedarf von Whistleblowern werden 

daraus aber nicht gezogen. Auch hinter diesem prominenten „Fall“ versteckt sich ein 

menschliches Schicksal: 

 

Der Großkonzern Vivantes, überwiegend in Berliner Landeseigentum, hatte die 50jährige 

Altenpflegerin mit mehreren Kündigungen abgestraft, nachdem sie auf den Personalman-

gel und die damit verbundenen untragbaren Zustände an ihrem Arbeitsplatz aufmerksam 

gemacht hatte. Erst intern, dann mit dem Notbehelf einer Strafanzeige11, schließlich öf-

fentlich. Der EGMR urteilte in Bezug auf ihre Offenlegung, dass sie ihr Recht auf Mei-

nungs- und Informationsfreiheit zugunsten der hilflosen Heimbewohner im öffentlichen In-

teresse wahrgenommen habe. 

 

Heinisch hatte den Finger in eine gesellschaftliche Wunde gelegt. Sie war im Recht. Der 

EGMR hat es ihr bestätigt. Ein deutscher Arbeitsrichter legte dennoch einen Vergleich 

nahe. Der Vergleich sah u.a. vor, dass Vivantes an Heinisch eine Abfindung von 90.000 

€ brutto gemäß §§ 9-10 Kündigungsschutzgesetz zahle. 90.000 € brutto für siebeneinhalb 

Lebensjahre voller finanzieller Einbußen, Existenzangst, Zweifeln und Verzweiflung, De-

pression und Wut.  

 

Knapp 13.000 Euro pro Jahr – wovon hat Frau Heinisch in den 7 Jahren überhaupt gelebt? 

 

Die Fälle Heinisch und Porwoll lassen das Kräfte-Ungleichgewicht erkennen, das die 

meisten Whistleblower-Fälle kennzeichnet. Die schiere Übermacht der finanziellen Res-

sourcen eines Unternehmens im Vergleich zu den Gehältern der meisten Beschäftigten 

lässt viele Whistleblower vor einer möglichen gerichtlichen Auseinandersetzung mit ihrem 

Arbeitgeber zurückschrecken. Konzerne wiederum benutzen bisweilen ihre finanzielle 

Übermacht zu sogenannten strategischen Klagen, mit denen sie Prozessgegner am aus-

gestreckten Arm verhungern lassen können. Und das sind keine Einzelfälle.  

Gegen eine Kündigung kann ein Whistleblower sich aber nur mit einer Kündigungsschutz-

klage wehren. In der langen Zeit, die der Weg durch die Instanzen dauern kann, erhält er 

kein Gehalt. Eine Weile mögen Ersparnisse zum Unterhalt der Familie und zur Bezahlung 

von Anwälten herhalten. Aber ein potenzieller Whistleblower braucht nicht viel Fantasie, 

um sich vorzustellen, wie lange er das durchhalten kann. In Beratungsgesprächen mit 

Whistleblowern erfahren wir immer wieder, dass potenzielle Whistleblower aus diesem 

Grunde von einer Meldung absehen. 

Da das weder im Sinne der Richtlinie ist und auch vom deutschen Gesetzgeber nicht 

gewollt sein kann, empfiehlt Whistleblower-Netzwerk die Einrichtung eines Unterstüt-

zungsfonds. 

 

10 Falter, Annegret;Martin Porwoll, Geschichten außerhalb des Scheinwerferlichts, Scheinwerfer Nr. 78, S.11. 
11 Die fristlose Kündigung wegen Erstattung einer Strafanzeige war Gegenstand der Klage vor dem EGMR. 
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Nicht-staatliche Beratungsangebote 

NGOs und andere zivilgesellschaftliche Akteure bieten für potenzielle Whistleblower 

ebenfalls umfassende und unabhängige Informationen und Beratung über die verfügba-

ren Abhilfemöglichkeiten und Verfahren gegen Repressalien bis hin zu einer Rechtsbera-

tung an.  

Nicht-staatliche Unterstützer müssen sich zu einer vertraulichen Behandlung der Identität 

des Whistleblowers verpflichten. Umgekehrt sollten sie die Identität des Whistleblowers 

sowie die dessen Meldung betreffenden Unterlagen nur im klar definierten Ausnahmefall 

weitergeben müssen. Analog zu den Mittlern sollten diese nichtstaatlichen Akteure vor 

Repressalien geschützt sein. 

 

 

Kontakt:  

WBN – Whistleblower-Netzwerk e.V.   

Annegret Falter, Vorsitzende  

falter@whistleblower-net.de  

Tel: +49 170 2965660 


